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■ 4.16
Sonderschulen

Die Sonderschulen führen Schüler,
die in den Normalformen des Schul¬
wesens nicht hinreichend gefördert
werden können, zur Berufsreife oder
zur Hochschulreife. In der Regel
durchlaufen Sonderschüler die für
Leben, Beruf und Studium wichtigen
Lernprozesse langsamer und unter
erschwerten Bedingungen. Lernfä¬
higkeit, Lernbereitschaft und Lern¬
verhalten sind infolge der Behinde¬
rungen, denen Sonderschüler unter¬
liegen, individueller ausgeprägt. Da¬
her muß die Sonderschule stärker
als die Normalschule ihre Arbeit auf
die Weckung der Lernfreude und die
Entwicklung sozialer Verhaltenswei¬
sen ausrichten.
Die erst in den Anfängen ihrer Ent¬
wicklung stehende Didaktik für Son¬
derschulen wird stärker als bei den
übrigen Schulen die allgemeinen
und fachlichen Lernziele im Hinblick
auf die Lebens- und Berufserwartun¬
gen der behinderten und geschädig¬
ten Schüler auswählen und die Lern¬
inhalte mit allen zur Verfügung ste¬
henden modernen Unterrichtshilfen
vermitteln müssen.
Besonders günstig für das Verweilen
beim Lernen, für die Weckung der
Lernfreude und für die Förderung
sozialer Verhaltensweisen ist die
Sonderschule in Ganztagsform. Son¬
derschulen als Ganztagsschulen hel¬
fen familiäre Konflikte abzubauen,
die oft Ursache für die Behinderung
der Kinder sind oder durch die Be¬
hinderung ausgelöst werden.
Die Differenzierung des Unterrichts
in der Sonderschule nach Bega¬
bung, Leistung und Neigung der
Schüler darf nicht hinter der Ent¬
wicklung auf der Hauptstufe und in
der Gesamtschule zurückbleiben.
Sonderschulen müssen so groß sein,
daß sie so viel Lehrer einsetzen kön¬
nen, wie der Fachunterricht und die
therapeutischen Belange erfordern.
Mittelstufe und Oberstufe der Son¬
derschule für Lernbehinderte sollen
doppelzügig sein.
Entscheidend für die Stellung der
Sonderschule in der Gesellschaft
und für den Erfolg ihrer Arbeit ist die
gerechte und richtige Auswahl ihrer
Schüler. Die augenblicklich verwen¬
deten Verfahren und Mittel zur Aus¬
wahl der Kinder entsprechen nicht
mehr den modernen Erkenntnissen.

Sie müssen mit Hilfe der Wissen¬
schaft weiterentwickelt werden. Die
Sonderschulen müssen die Zahl der
in die Normalschule zurückgeführten
Schüler steigern. Durch gesetzliche
und pädagogische Maßnahmen hat
die Landesregierung das Sonder¬
schulwesen gefestigt und ausgebaut.
Mit der Änderung des Schulord¬
nungsgesetzes wurde die Sonder¬
schule zur eigenständigen Schulform.
Die weltanschauliche Gliederung
entfiel. Die Klassenfrequenz wurde
gesenkt und die Lehrerrichtzahlen
für Sonderschulen wurden erhöht.

Langfristiges Ziel
Ausbau der Sonderschulen für
Lernbehinderte zu doppelzügi¬
gen Schulen; Umwandlung al¬
ler Sonderschulen in Ganz¬
tagsschulen.

Maßnahmen bis 1975
Einführung der Ganztagsschu¬
le bei 30 Prozent der Sonder¬
schulen; neue Richtlinien und
Lehrpläne für die Sonderschu¬
len ab 1973; Erarbeitung ver¬
besserter Verfahren zur Ermitt¬
lung der Sonderschulbedürf¬
tigkeit; Zusammenfassung der
Klassen 7 bis 10 zu mindestens
doppelzügigen Systemen in
verdichteten Gebieten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

40 Mio DM (Baukosten).

■ 4.17

Berufliche Bildung
In der modernen Arbeits- und Be¬
rufswelt ändern sich die Arbeitsin¬
halte und Arbeitsabläufe infolge des
technisch-wissenschaftlichen Fort¬
schritts und des Wandels der Nach¬
frage laufend. Deshalb ändern sich
auch die an die beruflichen Fertig¬
keiten gestellten Anforderungen mit
zunehmender Beschleunigung. Be¬
reits heute haben etwa 45 Prozent
aller männlichen Erwerbstätigen
mindestens einmal ihren Beruf ge¬
wechselt. Von der Berufsbildung
muß daher erwartet werden, daß sie
anstelle von (derzeit etwa 580) Ein¬
zelberufen mit engem Tätigkeitsbe¬
reich
• eine breite berufliche Grundbil¬

dung vermittelt, die dem einzel¬

nen für das ganze Arbeitsleben
ein hohes Maß an beruflicher Be¬
weglichkeit garantiert,

• eine berufliche Fachbildung er¬
möglicht, die zu einer qualifizier¬
ten Tätigkeit hinführt.

Beiden Forderungen entspricht zu¬
nächst die Einbeziehung weiter Teile
der Berufsbildung in das öffentliche
Schulwesen (z. B. Arbeitslehre,
Fachoberschule).

■ 4.171
Berufsgrundschuljahr
Den Anforderungen an eine breite
berufliche Grundbildung genügt vor
allem die neue Berufsgrundschule,
die als Vollzeitschule (Klasse 10)
eingeführt werden soll. Sie setzt die
Bildungsarbeit der Hauptschule fort
und führt in ein Berufsfeld ein. Sie
vermittelt Kenntnisse und Fertigkei¬
ten, die für die Ausübung mehrerer
Berufe verwendbar sind, und sichert
gleichzeitig eine Basis für die weiter¬
gehende berufliche Bildung.
In der einjährigen Berufsgrund¬
schule (Klasse 10) werden Berufe
mit gleichen berufstheoretischen
Grundlagen (z. B. Maschinen- und
Elektrobereich, kaufmännische und
verwaltende Berufe oder Berufe aus
dem Bereich Nahrung und Hauswirt¬
schaft) als Unterrichtsfächer zusam¬
mengefaßt. Die Verbindung mit den
entsprechenden Betrieben sichert
den Einblick in die Berufswelt.
Die vermittelten Grundkenntnisse
müssen die Grundzüge des Arbeits¬
rechts und der Sozial- und Wirt¬
schaftsordnung umfassen und auch
Wissen über die für den Bürger
wichtigsten Behörden und Organisa¬
tionen vermitteln. Der Rechtskunde¬
unterricht ist Unterrichtsbestandteil
der Berufsausbildung.
Während mit dem grundsätzlichen
Abschluß der Hauptschule (neunte
Klasse) im Sinne einer gestuften
Berufsentscheidung die Wahl des
Berufsfeldes erfolgt, soll am Ende
des Berufsgrundschuljahres die Ent¬
scheidung für eine Berufsgruppe
oder einen Einzelberuf stehen. Der
erfolgreiche Besuch der Berufs¬
grundschule eröffnet den Zugang zu
einer speziellen beruflichen Fachbil¬
dung. Besonders befähigten Schü¬
lern wird durch das Berufsgrund¬
schuljahr die Möglichkeit zum Ein¬
tritt in eine Fachoberschule eröffnet,
die zur Fachhochschulreife führt.
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Die Landesregierung wird das Be¬
rufsgrundschuljahr zunächst als
„Angebotsklasse" einrichten. Bis
1975 sind für etwa 10 Prozent der in
Betracht kommenden Schüler rund
880 Klassen vorgesehen.
Zusammen mit der neu eingeführten
zehnten Klasse der Hauptschule als
Angebot, die zur Mittleren Reife
führt, bedeutet die Einrichtung des
Berufsgrundschuljahres (Angebots¬
klasse) einen wichtigen Schritt zur
allgemeinen zehnjährigen Vollzeit¬
schulpflicht.

Langfristiges Ziel
Allgemeine Einführung des Be¬
rufsgrundschuljahres mit Voll¬
zeitunterricht.

Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Angebotsklas¬
sen des Berufsgrundschuljah¬
res für rund 10 Prozent des je¬
weiligen Jahrganges (ohne die
Besucher weiterführender
Schulen).

Landesausgaben
im Programmzeitraum

110 Mio DM (Baukosten).

■ 4.172
Berufliche Fachbildung

Die berufliche Fachbildung wird
auch in Zukunft - nach dem Berufs¬
grundschuljahr - eine Verbindung
von Teilzeitunterricht und berufs¬
praktischer Ausbildung darstellen.
Die Anteile von Berufsfachschulun¬
terricht und betrieblicher Ausbildung
sind stärker danach festzulegen, ob
der jeweilige Beruf mehr den theore¬
tischen Unterricht oder die Einübung
praktisch-manueller Tätigkeit ver¬
langt. Die Landesregierung wird im
Zusammenwirken mit den Selbstver¬
waltungskörperschaften der Wirt¬
schaft und mit den Sozialpartnern
die Einzelheiten der neuen Abgren¬
zung von betrieblicher Ausbildung
und Unterricht nach einzelnen Beru¬
fen und Berufsgruppen erarbeiten.
Die Berufsausbildung zeigt in
Deutschland in den einzelnen Spar¬
ten ein beträchtliches Qualitätsge¬
fälle. In einigen Bereichen, vor allem
in großen Industriebetrieben, Betrie¬
ben der Bundesbahn und der öffent¬
lichen Verwaltung, wird die Ausbil¬
dung mit systematischen Ausbil¬

dungsgängen bereits erfolgreich be¬
trieben. In einigen anderen Berei¬
chen aber geschieht die Ausbildung
noch unvollkommen. Auch regional,
zwischen den ländlichen Gebieten
und den Verdichtungsgebieten, in
denen sich mehr und leistungsstär¬
kere Ausbildungseinheiten finden, ist
das Ausbildungsgefälle sehr stark.
Es soll angestrebt werden, daß die
betriebliche Ausbildung in Zukunft
grundsätzlich nur noch in geeigne¬
ten betrieblichen oder überbetrieb¬
lichen Lehrwerkstätten der Industrie
und des Handwerks durchgeführt
wird. Der Handwerkskammertag hat
seinen Mitgliedern die überbetrieb¬
liche Ausbildung in großen, nach
Handwerkszweigen gegliederten
Ausbildungswerkstätten empfohlen.
Um die Verwirklichung dieser Emp¬
fehlung zu beschleunigen, ist die
Landesregierung bereit, mit den
Spitzenorganisationen des Hand¬
werks und der Industrie über die
staatliche Förderung der Einrichtung
solcher überbetrieblichen Ausbil¬
dungswerkstätten zu verhandeln. Im
Bereich der Industrie sollte der Fort¬
bestand von Ausbildungswerkstätten
insbesondere von der Eignung der
Betriebe und Ausbilder abhängen.

Langfristiges Ziel
Differenzierte Neuordnung des
Verhältnisses von Berufsschul¬
unterricht und betrieblicher
Ausbildung nach allgemeiner
Einführung des Berufsgrund¬
schuljahres; Verbesserung der
beruflichen Fachbildung durch
Einrichtung überbetrieblicher
Ausbildungswerkstätten des
Handwerks und der kleinen
und mittleren Industriebetrie¬
be.

Maßnahmen bis 1975
Differenzierende Neuordnung
der Anteile von Berufsschule
und betrieblicher Ausbildung;
Verhandlung des Landes mit
den Spitzenorganisationen der
Wirtschaft über die staatliche
Förderung der Einrichtung
überbetrieblicher Lehrwerk¬
stätten.

Landesausgaben
im Programmzeitraum 20 Mio DM.

■ 4.18

Bildungsberatung
Das zunehmende Unterrichtsange¬
bot in den weiterführenden Schulen
macht eine schulinterne Bildungs¬
beratung notwendig, die über die
Bildungsmöglichkeiten der differen¬
zierten Schule, auch im Hinblick auf
Studium und Beruf, informiert. Die¬
sen Erfordernissen entspricht die Ein¬
richtung einer bildungsbegleitenc^n
Beratung innerhalb der Schule, ins¬
besondere innerhalb der Gesamt¬
schule. Die räumliche und organisa¬
torische Einfügung der Beratung in
die Schule ermöglicht den konti¬
nuierlichen Kontakt mit dem einzel¬
nen Schüler.
Beim Übergang in die Hochschule
wird die Entscheidung für ein Stu¬
dienfach immer stärker von den Vor¬
stellungen bestimmt, die der Schüler
in den letzten Jahren vor seinem
Studienbeginn entwickelt. Die schul¬
begleitende Beratung informiert den
einzelnen auch über die Möglichkei¬
ten und Anforderungen des Hoch¬
schulbereichs. Sie verhilft damit dem
Schüler zu einem realistischen Ab¬
wägen seiner Interessen und Chan¬
cen und ermöglicht die Wahl der in
diesem Sinne richtigen Fächer
schon in der Haupt- und Kollegstufe.
Die schulbegleitende Beratung wird
von Fachkräften wahrgenommen, die
neben einem psychologischen und
pädagogischen Grundwissen über
einen Einblick in den Berufs- und
Hochschulbereich verfügen. Die
Stellen der schulbegleitenden Be¬
rufs- und Bildungsberatung arbeiten
zusammen mit Presse, Rundfunk und
Fernsehen. Bis 1975 sollen zunächst
150 Bildungsberater gewonnen wer¬
den.

Langfristiges Ziel
Schulbegleitende Bildungsbe¬
ratung im ganzen Land.

Maßnahmen bis 1975
Einrichtung von Beratungsstel¬
len an den Gesamtschulen und
in allen großen Schulzentren;
Einrichtung zentraler Bera¬
tungsstellen für die übrigen
Schulen auf der Ebene der
Kreise und kreisfreien Städte.

Landesausgaben
im Programmzeitraum

13 Mio DM (Personalkosten).
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